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Er heisst Gemeindeplatz, könnte
aber bald nicht mehr der Stadt
Schlieren gehören: Der Stadtrat hat
kürzlich beschlossen, den 2500 Qua-
dratmeter grossen Parkplatz an der
Ecke Engstringerstrasse/Zürcher-
strasse vom Verwaltungs- ins Finanz-
vermögen zu überführen, sprich:
zum Verkauf oder zur Vermietung
freizugeben. Dass dieser Entscheid
jetzt gefällt wurde, ist kein Zufall. Er
basiert auf den neuen Richtlinien zur
Immobilienpolitik 2011-2015 des
Stadtrates, die Liegenschaftsvorste-
herin Manuela Stiefel (FDP) gestern
vorstellte.

Die Richtlinien schreiben vor:
«Der Immobilienbestand der Stadt
wird im Hinblick auf mögliche Ver-
käufe überprüft.» Das hat der Stadt-
rat vor kurzem im Bezug auf den
Platz getan, an dem sich früher das
Gemeindehaus befand – und ist laut
Stiefel zum Schluss gekommen:
«Weil nie die Idee bestand, dieses
Grundstück für einen öffentlichen
Zweck zu nutzen, gehört es nicht län-
ger ins Verwaltungsvermögen. Mit
dem Transfer ins Finanzvermögen
soll die Möglichkeit für Neues ge-
schaffen werden.» Konkrete Pläne für
die Nutzung des Platzes und Interes-
senten gebe es allerdings noch nicht,
so die Liegenschaftsvorsteherin.

Umfassender und konkreter
Warum ist der Stadtrat nicht frü-

her auf die Idee gekommen, sich
vom Grundstück zu trennen und dar-
aus Bares zu machen? «Man hätte die-
sen Entscheid in der Tat schon früher
fällen können. Gemäss bisheriger Im-
mobilienpolitik war das jedoch nicht
prioritär», erklärt Stiefel. Das soll
sich mit den neuen Richtlinien zur
Immobilienpolitik ändern. Systema-
tischer und vorausschauender als bis-
her will die Stadt Verkäufe von stra-
tegisch nicht mehr bedeutsamen Lie-
genschaften prüfen, wie Stiefel sagt.
Dasselbe gelte auch für den Kauf von
Immobilien, die wichtig für die Erfül-
lung einer öffentlichen Aufgabe sind.

«Der Stadtrat richtet seine Immobi-
lienpolitik nicht komplett neu aus.
Aber wir halten die bisherigen Strate-
gien verbindlich fest, damit sie konse-
quenter verfolgt werden können», so
Stiefel. Lange Grundsatzdiskussionen
über Immobiliengeschäfte soll es
nicht mehr geben. «Wir haben nun
ein Grundlagenpapier, auf das wir uns
berufen können», lobt Albert Schwei-
zer, Bereichsleiter Liegenschaften.

Die neue Immobilien-Bibel fusst
auf dem Leitbild 2010-2014 der Stadt
Schlieren und ist laut Liegenschafts-
vorsteherin Stiefel um einiges konkre-
ter und umfassender als die bisher
geltende Immobilienpolitik 2000:
«Das alte Papier war primär darauf
ausgerichtet, ein Problem der 80er-
und 90er-Jahre zu lösen: die Tatsache,
dass in Schlieren nur rund zehn Woh-
nungen pro Jahr gebaut wurden.» Das
darin formulierte Ziel der Stadt, mit
dem Kauf und Verkauf von Grundstü-
cken oder von Baurechten den Woh-
nungsbau anzukurbeln, sei inzwi-
schen erreicht worden.

Über 140 Millionen Investitionen
Mit den rund 800 neuen Wohnun-

gen, die seit dem Jahr 2000 in Schlie-
ren entstanden sind, haben sich für
die Stadt allerdings neue Herausforde-
rungen ergeben – die künftig mithilfe
der neuen Richtlinien angepackt wer-
den sollen. In diesen ist festgehalten:
Es braucht mehr Schulraum, mehr Al-
terswohnungen, mehr Jugendräume,
mehr Platz für die Stadtverwaltung. In
diesen Bereichen müssen die Liegen-
schaftsabteilung und der Stadtrat am
Ball bleiben, den Bedarf laufend analy-
sieren, notwendiges Bauland sichern
oder Mietverträge aufgleisen.

«Diese Strategie schlägt sich in der
Investitionsplanung nieder», so Stie-
fel. In der Tat: In seiner kürzlich ver-
abschiedeten Investitionsplanung
2012 bis 2016, die der Öffentlichkeit
erst zusammen mit dem Budget 2012
vorgestellt wird, hat der Stadtrat für
Hochbauten Investitionen von über
140 Millionen Franken eingerechnet.

Damit diese Projekte trotz ange-
spannter Finanzlage umgesetzt wer-

den können, prüft der Stadtrat laut
den neuen Richtlinien künftig syste-
matisch: Lohnt sich Selberbauen oder
könnte sich die Stadt in das Gebäude
eines privaten Investoren einmieten?
Eine solche öffentlich-private Partner-
schaft ist laut Stiefel auch für das neue
Schulhaus Schlieren West denkbar,
das 2015 eröffnen soll.

Langfristig sparen will der Stadtrat
gemäss den Richtlinien auch durch et-
was höhere Auslagen für die Pflege
städtischer Gebäude und Grünanla-
gen. Mindestens anderthalb bis zwei
Prozent des Gebäudewerts sollen
künftig für den Unterhalt ausgegeben
werden, damit umfassende Renovatio-
nen oder Neubauten verzögert wer-
den können. «Sparen beim Unterhalt
bringt nichts», sagt Stiefel.

Bessere Steuerzahler gesucht
Das Schuldenloch stopfen sollen

zusätzliche Steuereinnahmen. Der
Stadtrat will die «soziale Durchmi-
schung der Bevölkerung verbessern»,
wie es im Strategiepapier heisst. Kon-
kret bedeutet das: Mit attraktivem,
grosszügigem Wohnraum sollen
mehr gute Steuerzahler nach Schlie-
ren gelockt werden. «Die Stadt geht
auch künftig auf Investoren zu, damit
diese geeignete Wohnungen in Schlie-
ren bauen. Zudem bitten wir Eigentü-
mer von bestehenden Liegenschaften,
diese zu pflegen und bei Bedarf zu sa-
nieren», so Stiefel.

Eine Hochburg für Reiche soll
Schlieren nicht werden. Laut Stiefel
legt die Regierung Wert darauf, dass
die Baurechtsverträge mit Baugenos-
senschaften aufrechterhalten werden.
Letztere haben auf städtischen Grund-
stücken günstige Wohnungen gebaut
– und sollen diese auch in Zukunft an-
bieten. «Schlieren soll auch eine Fami-
lienstadt sein. Nur so erreichen wir
die gewünschte Durchmischung», re-
sümiert die Liegenschaftsvorsteherin
das Ziel der neuen Richtlinien.

Die neuen Richtlinien zur Immobilienpoli-
tik 2011–2015 der Stadt Schlieren können
im Internet unter www.schlieren.ch einge-
sehen werden.

Die Stadt hat eine neue Immobilien-Bibel
Schlieren Dank neuer Richtlinien will der Stadtrat künftig weniger Grundsatzdiskussionen über die Immobilienpolitik führen
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Resultat der bisherigen Immobilienpolitik: die Parkside-Überbauung. NEM
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Die Richtlinien zur Immo-
bilienpolitik 2011–2015
der Stadt Schlieren bein-
halten nebst Strategien
auch einen Überblick
über den städtischen
Immobilienbesitz. Dieser
umfasst derzeit rund
50 Gebäude mit einem

Gesamtwert von über
200 Millionen Franken
(Gebäudeversicherungs-
wert) und zahlreiche
nicht überbaute Grund-
stücke. Die Immobilien
werden vom Stadtrat in

zwei Kategorien einge-
teilt: Liegenschaften
und Grundstücke im

Verwaltungsvermögen
(Stadthaus, Schulanlagen,
Alterszentrum etc.), die
der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben dienen und
nicht an Dritte verkauft
werden können. Ihr Wert
macht 80 Prozent des
städtischen Immobilien-
besitzes aus, fliesst aber
nicht in die Bilanz ein.
Die restlichen 20 Prozent
des Gesamtwerts entfal-

len auf Liegenschaften

und Grundstücke im
Finanzvermögen, die
an Dritte vermietet sind
und per Parlamentsbe-
schluss verkauft werden
können. Sie werden alle
zehn Jahre neu bewer-
tet und sind in der Bilanz
erfasst. Die Stadt unter-
hält insgesamt 13 Bau-
rechtsverträge, vorwie-
gend mit Baugenossen-
schaften, die günstige
Wohnungen anbie-
ten. (NEM)
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